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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Nichtstattgebung - Feststellung gemäß § 19 Abs. 2 PsychotherapieG - 

 Mit dem angefochtenen Bescheid stellte die belangte Behörde gemäß § 11 Z. 4 und § 19 PsychotherapieG fest, 
dass die Berechtigung der Beschwerdeführerin zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie auf Grund des 
Wegfalls der gesundheitlichen Eignung nicht mehr bestehe. Sie stützte diese Feststellung auf ein psychiatrisches 
Fachgutachten, demzufolge die Beschwerdeführerin an einer psychischen Krankheit ("kombinierte 
Persönlichkeitsstörung ... mit emotional instabilen und histrionischen Anteilen") leide, die sich im Umgang mit 
Patienten negativ auswirke (u.a. affektgeleitetes Agieren, Gefahr der Vermischung von eigenen Anteilen mit 
solchen von Patienten, potenzielle Gefahr des Überschreitens eigener fachlicher Fähigkeiten zum Nachteil von 
Patienten). Der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung stehen zwingende öffentliche Interessen entgegen. 


